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5 Nr. 2 WERE 


(Nr. 7287.) Beſtätigungs⸗Urkunde, betreffend einen Nachtrag zum Statut der bisherigen 
f Oppeln ⸗Tarnowitzer, jetzigen Rechte-Oder-Ufer Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 
28. Dezember 1868. 


5 Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen a. 


| Nachdem der Verwaltungsrat der bisherigen Oppeln⸗Tarnowitzer, jetzigen 
Reechte⸗Oder⸗Ufer Eiſenbahngeſellſchaft auf Grund der ihm von der außerordent⸗ 
lichen Generalverſammlung der Aktionaire vom 14. November 1868. ertheilten 
Ermächtigung den anliegenden dritten Nachtrag zu dem unterm 1. Dezember 1856. 
. (Geſetz-Samml. S. 1013.) landesherrlich beſtätigten Geſellſchaftsſtatute aufgeſtellt 
und um deſſen Genehmigung nachgeſucht hat, wollen Wir dieſem Nachtrage 
AUlnſere landesherrliche Genehmigung hierdurch ertheilen. 
5 Die gegenwärtige Urkunde iſt nebſt dem Nachtrage durch die Geſetz-Samm⸗ 
lung zu veröffentlichen. g 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 28. Dezember 1868. 


(J. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. Leonhardt. 


5 Jahrgang 1869. (Nr. 7287.) 1 Drit⸗ 
ES Ausgegeben zu Berlin den 16, Januar 1869, 


= m =. 


Dritter Nachtrag, 
zum 


Statut der Nechte-Oder- Ufer Eiſenbahngeſellſchaft 
(Oppeln⸗Tarnowitz). 


Artikel J. 
An Stelle der Vorſchrift des $. 6. sub e. tritt folgende Beſtimmung: 


„e) die Beſtätigung der Wahl des unmittelbar unter der Direktion ſtehenden 
oberſten techniſchen Beamten (Ober⸗Ingenieurs reſp. Betriebsdirektors), 
welcher die formelle Qualifikation zum Königlich Preußiſchen Bauinſpektor 
beſitzen muß, ſowie die Genehmigung der demſelben zu ertheilenden 
Geſchäftsinſtruktion.“ 


Artikel 2. 
$. 7. wird aufgehoben und tritt an ſeine Stelle folgende Beſtimmung: 


§. 7 
Verwaltung und Verfaſſung. 


Die Intereſſen der Geſellſchaft werden wahrgenommen: 
a) 8 50 Geſammtheit der Aktionaire in der Generalverſammlung 
$. 25. 8 


f 
b) durch den Verwaltungsrath mit 13 Mitgliedern und 4 Stellvertretern, 


e) durch die Direktion mit 8 unbeſoldeten und mindeſtens 2 beſoldeten 
Mitgliedern, 
d) durch Beamte. 
Artikel 3. 
Zu F. 9. 


An die Stelle der inzwiſchen eingegangenen Schleſiſchen Provinzial⸗Zeitung | 4 


tritt das Breslauer Handelsblatt. | 
Art. 
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Artikel 4. 
In $. 22. vorletztes Alinea treten an Stelle der Worte: 
vom Aufſichtsrathe! 
die Worte: Eh 
„vom Verwaltungsrathe.“ 


Artikel 5. 
Zu $. 26. 
a) In Nr. 2. und 3. iſt an Stelle der Worte: 


„Aufſichtsrathes“ reſp. „Aufſichtsrathe“ zu ſubſtituiren, „Verwal⸗ 
tungsrathes“ reſp. „Verwaltungsrathe “ 


p) an Stelle der Beſtimmung sub 4. tritt folgende Beſtimmung: 
„Wahl der neu eintretenden Mitglieder des Verwaltungsrathes und 
der Stellvertreter, ſowie der neu eintretenden unbeſoldeten Direktions⸗ 
mitglieder, imgleichen die Beſchlußnahme über Entfernung der letz⸗ 
teren aus dem Amte im Falle des §. 55.“ 


e) sub Nr. 5. ſind die Worte: „dem Aufſichtsrathe “ zu ſtreichen. 


Artikel 6. 
Im $. 28. Zeile 2. iſt das Wort: „Aufſichtsrath“ zu ſtreichen. 


Artikel 7. 
Im F. 34. Zeile 1. iſt ſtatt: 
„Der Vorſitzende der Direktion“ 
zu ſetzen: 5 
ET „Der Vorſitzende des Verwaltungsrathes“. 


Artikel 8. 
Zu $. 35. 
a) Die Ueberſchrift: 
„Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes“ 
iſt zu ändern in: 


5 „Wahlverfahren.“ 
(Ar. 7287.) 14* b) Im 


no a 
F. 35. Zeile 1. ift hinter dem Worte: 
„Mitglieder“ 
einzuſchalten: 

„und Stellvertreter.“ 


e) Im F. 35. Zeile 1. und 2. find ſtatt der Worte: } 
„ſreſp. der beiden Sektionen deſſelben, Direktion und Aufſichts⸗Rath“, 
| 
| 


Hm 


die Worte: a 
„und der unbeſoldeten Mitglieder der Direktion“ 
zu ſubſtituiren. 


d) Die Beſtimmung im F. 35. sub a. wird folgendergeſtalt abgeändert: 
„Die Wahl erfolgt durch ein dreifaches Skrutinium, ſo daß zunächſt 
die unbeſoldeten Mitglieder der Direktion, hierauf die Mitglieder 
des Verwaltungsrathes und endlich deren Stellvertreter gewählt 
werden. Die Nachfolger der vor Ablauf ihrer ſtatutariſchen Amts⸗ 
dauer ausgeſchiedenen Mitglieder der Direktion ſind in einem beſon⸗ 
deren Skrutinium zu wählen. Die Stellvertreter rangiren unter 
ſich nach Verhältniß der erhaltenen Stimmenanzahl,“ 


Artikel 9. 
Im Abſchnitt III. 

a) find hinter der Ueberſchrift: 

„Von den Repräſentanten und Beamten der Geſellſchaft', 
die Worte: 
a) Vom Verwaltungsrathe“ 

zu reichen; 5 
b) die $$. 37. 38. 39. 40. und 41. werden aufgehoben und treten an deren a 
Stelle folgende Beſtimmungen. = 
| 91 80 
Zweck. 


Der Verwaltungsrath und die Direktion haben, nach Maaßgabe der hier 
folgenden Beſtimmungen, alle Angelegenheiten, Rechte und Verbindlichkeiten der 
Geſellſchaft wahrzunehmen und dieſelbe nach Innen und Außen zu vertreten, for 
weit es nicht ausdrücklich der Generalverſammlung vorbehalten worden. 5 


0 Ver- 


5 


A. Verwaltungs rath. 
F. 38. 
Zuſammenſetzung und Beſchlußfähigkeit. 


Der Verwaltungsrath beſteht aus 13 Mitgliedern und 4 Stellvertretern, 
von denen mindeſtens 5 Mitglieder und ſämmtliche Stellvertreter am Sitze der 
Geſellſchaft, alle übrigen Mitglieder innerhalb Preußens ihren Wohnſitz haben 
müſſen. 

Die Stellvertreter treten bei Behinderung einzelner Mitglieder für dieſe 
auf die Dauer der Behinderung ein. 

Der Berwaltungsrath if beſchlußfähig, wenn mindeſtens 5 Mitglieder 


or 


reſp. Stellvertreter anweſend find. 


§ 39. 
Wahlfähigkeit. 


Jedes zu wählende Mitglied des Verwaltungsrathes muß im Beſitze von 
2000 Thalern Aktien der Geſellſchaft ſein, ebenſo jeder Stellvertreter. Dieſe 
Aktien ſind für die Dauer des Amtes bei der Geſellſchaftskaſſe niederzulegen. 


Nicht wahlfähig für den Verwaltungsrath ſind: 
a) Beamte der Geſellſchaft / 


b) Minderjährige und unter Kuratel ſtehende Perſonen, ſowie diejenigen, 
welche ihre Zahlungen eingeſtellt und ſich nicht vollſtändig mit ihren 
Gläubigern regulirt haben; 


e) diejenigen, denen der Vollbeſitz der bürgerlichen Ehrenrechte mangelt. 


Für die nächſten Verwaltungsjahre werden wegen Zuſammenſetzung des 
Verwaltungsrathes abweichende Beſtimmungen im F. 57. getroffen. 


$. 40. 


Der Verwaltungsrath wählt alljährlich aus feinen Mitgliedern in feiner 
erſten auf die ordentliche Generalverſammlung folgenden Sitzung einen Vor⸗ 
ſitzenden und einen Stellvertreter für denſelben, welche als ſolche bis zu der auf 
die nächſte ordentliche Generalverſammlung folgenden erſten Verwaltungsraths⸗ 
Sitzung fungiren. Zur Gültigkeit der Wahl iſt erforderlich, daß ſie mit abſoluter 
Stimmenmehrheit erfolgt iſt. Der Vorſitzende beruft die Verſammlungen, ladet 
ziu denſelben die Mitglieder und Stellvertreter ſchriftlich unter Andeutung der 
Hauptgegenſtände der Berathung ein und leitet in der Verſammlung ſelbſt die 

Verhandlungen. 
(Ar. 7287.) f $. 41. 
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9. 41. 
Verſammlungen und Beſchlüſſe. 


Der Verwaltungsrath verſammelt ſich in der Regel allmonatlich an einem 
von dem Vorſitzenden zu beſtimmenden Tage, außerdem aber ſo oft, als es der 
Vorſitzende für nothwendig erachtet, oder fünf Mitglieder unter Angabe der 
Gründe es verlangen. 

Die Sitzungen finden in der Regel in Breslau ſtatt, können aber nach 
dem Ermeſſen des Vorſitzenden auch auf einer der Eiſenbahnſtationen der Geſell⸗ 
ſchaft abgehalten werden. 

Gültige Beſchlüſſe können nur mit abſoluter Stimmenmehrheit gefaßt 
werden. Für den Fall der Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorſitzenden 
den 88 
Bei Wahlen wird ebenſo verfahren, wie im F. 35, sub b. e. e. k. und 
am Ende vorgeſchrieben iſt. i 

Mitglieder, welche bei dem Gegenſtande der Berathung ein Privatintereſſe 
haben, müſſen ſich bei der Berathung und Abjtinmung entfernen. 

Ueber jede Sitzung wird ein Protokoll aufgenommen. Zur Führung des 
Protokolls, ſowie zu kalkulatoriſchen und anderen Hülfsleiſtungen kann der Ver⸗ 
waltungsrath für Rechnung der Geſellſchaft ſich der Beihülfe eines geeigneten, 
aus der Geſellſchaftskaſſe zu remunerirenden Sachverſtändigen bedienen. 

Der Vexwaltungsrath kann ferner unter Requiſition bei der Direktion 
einzelne Mitglieder der Direktion, ſowie Beamte der Geſellſchaft zu ſeinen Be⸗ 
rathungen zuziehen. 

Dieſelben haben indeß kein Stimmrecht. 


$. 42. 
Reſſort und Befugniſſe. 


Der Verwaltungsrath iſt ein Organ der Aktionaire, durch welches dieſe 
möglichſt genaue Kenntniß vom geſammten Betriebe der Angelegenheiten der 
Geſellſchaft nehmen, und in den Generalverſammlungen die ihnen nöthig ſchei⸗ 
nenden Aufſchlüſſe erlangen können. Er überwacht die Geſchäftsführung in allen 
Zweigen der Verwaltung. ü 

Der Verwaltungsrath kann deshalb auch die Direktion jeder Zeit um 
Auskunft über ihre Thätigkeit im Allgemeinen und über ſpezielle Fragen requi⸗ 
riren, und er iſt berechtigt, durch Kommiſſarien die Akten, Bücher und Rech⸗ 
nungen einzuſehen. Vornehmlich reſſortirt von dem Verwaltungsrathe die Kon⸗ 
trole des Finanzweſens der Geſellſchaft, und iſt deshalb die Direktion verpflichtet, 
i den vorzunehmenden ordentlichen und außerordentlichen Reviſionen der Haupt⸗ 
daft 1103 Mitglieder des Verwaltungsrathes zuzuziehen, welche deſſen Vorfigender 

eſtimmt. 4 Mar) 9 
Auch kann der Verwaltungsrath zu jeder Zeit außerordentliche Kaſſen⸗ 
reviſionen nach vorgängiger Benachrichtigung der Direktion vornehmen. 

| Bu 


en 


Zur Berathung und Beſchlußnahme des Verwaltungsrathes gehören ins⸗ 
beſondere: 


1) die Beſtimmung der Einzahlungen auf die Aktien und deren Aus⸗ 
ſchreibung ($. 14.) 


2) die Beſtimmung wegen Entlaffung der urſprünglichen Aktionaire aus 
der perſönlichen Verbindlichkeit (§. 15.) / 


3) die Beſtimmung der nach F. 16. gegen ſäumige Einzahler anzuwendenden 
Maaßregelnj 


4) Anlage eines zweiten Bahngeleiſes, ſowie alle im $. 29. sub 1—7. ge 
nannten, denmächſt noch zum Beſchluß der Generalverſammlung zu brin⸗ 
genden Gegenſtände; 


5) Beſtimmung über die Höhe der jährlichen Dividende 
6) Prüfung und Feſtſtellung der Inventur und Bilanzen; 


7) Feſtſtellung des von der Direktion alljährlich vorzulegenden Einnahme⸗ 
und Ausgabe⸗Etats; 


8) Abnahme, Monirung und Anerkennung der Rechnungen und Ausfertigung 
der Decharge auf Grund des hierüber von der Generalverſammlung ge⸗ 
faßten Beſchluſſes (§. 26. sub 3.) i 


99) Beſchlußnahme über Vermehrung der Zahl der beſoldeten Direktions⸗ 
e Genehmigung der mit denſelben zu ſchließenden Verträge 
F. 52.) / 


10) die Bewilligung von außerordentlichen Remunerationen oder Tantiemen 
an die Mitglieder der Direktion und — auf Antrag der Direktion — 
an die Beamten und Bevollmächtigten; 


1Ik1ͤ) Berathung ſolcher Vorlagen der Direktion, welche, ob zwar zum Reſſort 
5 der letzteren gehörig, von derſelben an den Verwaltungsrath Behufs 
einer Begutachtung oder Beſchlußfaſſung überwieſen werden. 


FN Die von dem Verwaltungsrathe ausgehenden Schriftſtücke werden in der 
Ausfertigung vom Vorſitzenden oder ſeinem Stellvertreter rechtsgültig vollzogen, 
in Behinderung Beider von einem durch den Verwaltungsrath delegirten zeit⸗ 
weiligen Vertreter. N 
m 9. 43. 
1100 RER Legitimation. 
Zur Ausübung aller dem Verwaltungsrathe ertheilten Befugniſſe bedarf 
derſelbe gegen dritte Perſonen und Behörden keiner weiteren Legitimation, als 
eines, auf Grund der von einer Gerichtsperſon oder einem Notar aufgenommenen 
Wahlverhandlung ausgefertigten, gerichtlichen oder notariellen Atteſtes über die 


Perſonen ſeiner jedesmaligen Mitglieder und Stellvertreter. a 
Gr. 7287) $. 44. 


Die Mitg 1 des e ai ihr An 1 0 1 
Einſicht und fir 180 der Geſellſchaft nach. Maaßgabe des Geſetzes für ihre a 
lungen verhaftet. i 


Artikel 10. 
Zu H. 42. 
1) Der F. 42. iſt als §. 45. zu bezeichnen Ä i 

2) das Allegat im Almen 2. des $. 42. iſt in N: 57. 10 ändern 


3) im Alinen 3. des $. 42, find: 
a) dreimal die Worte: „des Aufſichtsrathes “, 
b) die Worte: „3 Mitglieder der Direktion, 
f 1 Stellvertreter“ 
93 Mitglieder der Direktion und 
„ IęStellvertreter 


„2 Mitglieder der Direktion und 
1 Stellvertreter“ 


zu ſtreichen, 
er hinter dem drittletzten Alinea, alſo Gin oa Worten: 
Ffeſtgeſetzt worden iſt / 
ft einzuſchalten: | 


„Die demgemäß zum e . Mitglder kmh Sell, 
vertreter verwalten ihr Amt noch bis Ende des Monats, in welchem 
durch die nächſte ordentliche e die SEN 
Bela worden find!“ 


, 
a Die 88. 43. nd 425 werden 1 uff s. tn an deren 
0 Sul nn a, 5 


us Abe 13 

VVV Austritt. i 

5 Jets Mitg lied des ge 9 n Amt nach vorgä 
viẽerwöchentlicher ſchrflicher Aufkündigung niederlegen. in ſolcher Aust 
e Nr N Ne im 5 . e a der ae ig 

reten. 
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$. 47. 
Unentgeltliche Geſchäftsführung der Mitglieder des Verwaltungsrathes. 


Die Mitglieder des Verwaltungsrathes erhalten weder Gehalt noch eine 
Remuneration, ſondern nur Erſtattung für Auslagen und Koſten. 


Artikel 12. 


Die $$. 45. bis 58. werden aufgehoben und treten folgende Beſtimmungen 
an deren Stelle. 


B. Direktion (Vorſtand). 
$. 48. 


Zuſammenſetzung. 
Die kollegialiſch organiſirte Direktion wird gebildet: 

1) durch eine dem Bedürfniß entſprechende Anzahl beſoldeter und fach: 
kundiger Mitglieder, welche am Sitze der Direktion ihren Wohnſitz zu 
nehmen haben. Die Zahl dieſer Mitglieder wird auf mindeſtens zwei 
feſtgeſetzt, von denen das eine die Qualifikation zum Königlich Preußi⸗ 

ſchen Bauinſpektor erlangt haben muß. . 

Ueber das etwa hervortretende Bedürfniß zur Vermehrung dieſer 
Stellen entſcheidet der Verwaltungsrath; 


2) durch acht unbeſoldete Mitglieder, welche nur verbunden ſind, an den 
kollegialiſchen Berathungen und Beſchlüſſen der Direktion Theil zu 
nehmen und einzelne Geſchäfte und Aufträge auszuführen. 

Dieſelben werden durch die Generalverſammlung auf ſechs Jahre ge⸗ 

wählt, und erhalten von den Reinerträgen des Geſchäfts zuſammen eine Tan⸗ 
fieme von Einem Prozent, welche an die einzelnen Mitglieder nach Maaßgabe 
ihrer Betheiligung an den Sitzungen vertheilt wird. Jedes zu erwählende unbe⸗ 
ſoldete Mitglied muß im Beſitze von 2000 e Aktien der Geſellſchaft ſein, 
welche für die Dauer des Amtes bei der Geſellſchaftskaſſe niederzulegen ſind. 


Nicht wahlfähig zu unbeſoldeten Mitgliedern der Direktion ſind: 

a) Beamte der Geſellſchaft; 

b) Minderjährige und unter Kuratel ſtehende Perſonen, ſowie diejenigen, 
welche ihre Zahlungen eingeſtellt und ſich nicht vollſtändig mit ihren 
Gläubigern regulirt haben; 

e) diejenigen, denen der Vollbeſitz der bürgerlichen Ehrenrechte mangelt. 


Mindeſtens vier dieſer Mitglieder müſſen am Sitze der Direktion ihren 
Wohnſdtitz haben. i 
Jahrgang 1869. (Nr. 7287.) 15 ö Zwei 


Zwei Jahre nach Ablauf des Jahres, in welchem die volle Betriebs- 
eröffnung ſtaktgefunden hat, ſcheiden drei, nach Ablauf anderer zwei Jahre 
wiederum drei und nach Verlauf weiterer zwei Jahre die letzten zwei von den 
in Funktion ſtehenden interimiſtiſchen Direktionsmitgliedern aus, und erfolgt die 
Neuwahl in der nächſtfolgenden ordentlichen Generalverſammlung. 

Die ausſcheidenden Mitglieder ſind wieder wählbar. 

In dem Turnus der erſten ſechs Jahre entſcheidet über das Ausſcheiden 
das Loos; ſpäter findet das Ausſcheiden der Mitglieder in derſelben Folge ſtatt, 
wie fie durch Verlooſung im erſten Turnus feſtgeſetzt worden iſt. 

Die demgemäß zum Ausſcheiden deſignirten unbeſoldeten Direktions⸗ 
mitglieder verwalten ihr Amt noch bis Ende des Monats, in welchem durch die 
nächſte ordentliche Generalverſammlung die Neuwahlen vollzogen worden ſind. 

Scheidet ein unbeſoldetes Mitglied durch Tod oder aus anderen Urſachen 
aus der Direktion, ſo wählt die nächſtfolgende Generalverſammlung an deſſen 
Stelle für den Reſt ſeiner Amtsdauer ein anderes Direktionsmitglied. 


$. 49. 


Jedes unbeſoldete Mitglied der Direktion kann ſein Amt nach vorgängiger 
vierwöchentlicher ſchriftlicher Aufkündigung niederlegen. Ein ſolcher Austritt iſt 
nothwendig, wenn die in den $$. 39. und 46. erwähnten Fälle der Wahlunfähigkeit 
eintreten. f 


F. 50. 
Der Vorſitzende der Direktion. 6 


Die Direktion wählt aus der Zahl ihrer beſoldeten Mitglieder einen Vor⸗ 


ſitzenden und aus der Zahl ſämmtlicher Mitglieder einen Stellvertreter deſſelben. 
Eine Neuwahl findet ſtatt, wenn fünf unbeſoldete Mitglieder ſie beantragen. 

Es bleibt ihr überlaſſen, neben dem Vorſitzenden und deſſen Stellvertreter 
einen Ehren⸗Vorſitzenden zu wählen. 

Der Vorſitzende leitet die geſammte Geſchäftsführung außerhalb und inner⸗ 
halb der Sitzungen, doch ſteht dem etwa gewählten Ehren-Vorſitzenden die Be: 
fugniß zu, in den Direktionsſitzungen, ſo oft er denſelben beiwohnt, das Prä⸗ 
ſidium in Anſpruch zu nehmen. 

In Behinderung des Vorſitzenden wird derſelbe, inſofern der ſtellvertretende 
Vorſitzende zu den unbeſoldeten Mitgliedern gehört, bei Erledigung der laufenden 
Geſchäfte von dem im Dienſte älteſten beſoldeten Dixektionsmitgliede vertreten, 
während die Leitung der Verhandlungen in den Sitzungen dem ſtellvertretenden 
Vorſitzenden zufällt. | 

Die von der Direktion ausgehenden Erklärungen, Schriftſtücke und Ur⸗ 
kunden werden vom Vorſitzenden oder ſeinem regelmäßigen Stellvertreter, oder 


dem im Dienſte älteſten beſoldeten Direktionsmitgliede, oder einem dazu delegirten I 


Direktionsmitgliede, oder einem Bevollmächtigten mit rechtöverbindlicher Kraft für 
die Geſellſchaft vollzogen. N 
H. 5 a 
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$. 51. 
Geſchäftsführung. 


Die Direktion führt die Geſchäfte nach einer von ihr feſtzuſtellenden Ge⸗ 
ſchäftsordnung. 

Sie verſammelt ſich, ſo oft es der Vorſitzende für nothwendig erachtet, 
oder vier Mitglieder derſelben es verlangen, mindeſtens aber alle Monate einmal. 

Gültige Beſchlüſſe können nur mit abſoluter Stimmenmehrheit gefaßt 
werden. Bei Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 

Zur Faſſung eines gültigen Beſchluſſes müſſen mindeſtens fünf Mitglieder 
und darunter drei unbeſoldete gegenwärtig ſein. 

Mitglieder, welche bei dem Gegenſtande der Berathung ein Privatintereſſe 
haben, müſſen ſich bei der Berathung und Abſtimmung entfernen. 


$. 52. 
Befugniſſe der Direktion. 


Die Direktion bildet den Vorſtand der Geſellſchaft. Sie leitet ſämmtliche 
Angelegenheiten der Geſellſchaft, bringt ihre eigenen, ſowie die Beſchlüſſe der 
Generalverſammlungen und des Verwaltungsrathes in Ausführung und ernennt 
die Beamten der Geſellſchaft. Imgleichen ſteht ihr die Wahl der beſoldeten 
Direktionsmitglieder und, vorbehaltlich der Genehmigung des Verwaltungsrathes 
($. 42. Nr. 9.), der Abſchluß der von ihr mit denſelben zu vereinbarenden 
Engagementsverträge zu. 

Sie verwaltet den Geſellſchaftsfonds und die eingehenden Bahn⸗ und 
Transportgelder, ſowie alle ſonſtigen Einnahmen der Geſellſchaft, erwirbt die 
zur Erreichung des Geſellſchaftszweckes nach ihren Beſchlüſſen erforderlichen 
Grundſtücke und ſonſtiges bewegliches und unbewegliches Eigenthum, bewirkt die 
vollſtändige Erbauung der Bahn nach dem genehmigten Bauplane, ſowie dem⸗ 
nächſt deren Unterhaltung, desgleichen die Aufführung, Anſchaffung und Unter- 
haltung der erforderlichen Gebäude, Materialien, Transportmittel und Utenſilien, 
organiſirt und leitet den Transportbetrieb, ſchließt alle im Intereſſe der Geſell⸗ 
ſchaft erforderlichen Kauf, Verkauf⸗, Tauſch⸗, Pacht⸗ und Mieths⸗, Engagements⸗, 
Anleihe- und ſonſtigen Verträge Namens der Geſellſchaft und repräſentirt die 
letztere in allen Verhältniſſen nach Innen und Außen auf das Vollſtändigſte 
mit allen Befugniſſen und Verpflichtungen, welche das Geſellſchaftsſtatut und 
die Geſetze dem Vorſtande einer e e gemäß der Vorſchriften des 
Deutſchen Handelsgeſetzbuchs und ſeines Einführungsgeſetzes vom 24. Juni 1861. 
beilegen. Insbeſondere iſt die Direktion legitimirt, die Geſellſchaft bei allen 
gerichtlichen Handlungen zu vertreten, Eintragungen jeder Art in die Hypotheken⸗ 
bücher und Löſchungen in denſelben zu bewilligen, Veräußerungen vorzunehmen, 
Vergleiche zu ſchließen und Streitigkeiten ſchiedsrichterlicher Entſcheidung zu 
unterwerfen. 

5 Die Direktion iſt aber auch ermächtigt, zur Ausübung gewiſſer Befugniſſe 
derſelben, General⸗ und Spezial⸗ Bevollmächtigte, welche nicht Mitglieder der 
(Nr. 7287.) 15* Di⸗ 
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Direktion find, zu ernennen und denſelben Vollmachten zu ertheilen, welche, ſoweit 
ſie nicht für ein beſtimmtes Geſchäft oder auf einen beſtimmten Zeitraum ertheilt 
ſind, durch den Wechſel der Direktionsmitglieder allein nicht erlöſchen. 

Sollte bei Ausübung der der Direktion zugetheilten Befugniſſe und von 
ihr anzuordnenden Maaßregeln zwiſchen ihr und dem Verwaltungsrathe ein Kon⸗ 
flikt entſtehen, ſo entſcheidet darüber die nächſte Generalverſammlung. 


$. 53. 
Legitimation der Direktion. 
Zur Ausübung aller der Direktion zuſtehenden Befugniſſe bedarf dieſelbe 
gegen dritte Perſonen und Behörden keiner weiteren Legitimation, als eines auf 
Grund der von einer Gerichtsperſon oder einem Notar aufgenommenen Wahl— 


verhandlungen ausgefertigten gerichtlichen oder notariellen Atteſtes über die Per⸗ 
ſonen ihrer jedesmaligen Mitglieder. 


$. 54. 
Pflichten und Verantwortlichkeit der Direktion. 


Die Mitglieder der Direktion verwalten ihr Amt nach beſter Einſicht und 
ſind der Geſellſchaft nach Maaßgabe der Geſetze für ihre Handlungen verhaftet. 


$. 55. 
Entſetzung und Suspenſion von Vorſtandsmitgliedern. 


Es ſteht der Geſellſchaft, im Hinblick auf Artikel 227. des Allgemeinen 
Deutſchen Handelsgeſetzbuchs, das Recht zu, jedes Mitglied der Direktion, und 
zwar die beſoldeten 0 unbeſchadet ihrer aus den Engagementsverträgen 

erwachſenen finanziellen Rechte, zu jeder Zeit vom Amte zu entfernen, jedoch nur, 
wenn dies auf Antrag des Verwaltungsrathes in einer Generalverſammlung durch 
Stimmenmehrheit beſchloſſen wird. 


Der Verwaltungsrath iſt zu einem ſolchen Antrage nur berechtigt, wenn | 


derſelbe in einer unter Angabe des Zweckes berufenen Verſammlung mit wenig⸗ 
ſtens neun bejahenden Stimmen beſchloſſen wird, auch kann der Verwaltungsrath 
auf gleiche Weiſe die Suspenſion eines Mitgliedes der Direktion vom Amte bis 
zur definitiven Entſcheidung der nächſten Generalverſammlung anordnen. 


C. Von den Beamten der Geſellſchaft. 


$. 56. 


Die Wahl und Ernennung ſämmtlicher Beamten der Geſellſchaft, die Feſt⸗ 
ſtellung der Kontraktsbedingungen, der mit denſelben abzuſchließenden Engagements⸗ 

verträge, ſowie der Erlaß der den betreffenden Beamten zu ertheilenden Dienſt⸗ 
Inſtruktionen, liegt der Direktion ob. 
N 5 Su 5 
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$. 57. 
Tranſitoriſche Beſtimmungen. 


Für den Zeitraum von der landesherrlichen Beſtätigung dieſes Statut⸗ 
Nachtrages bis zur vollen Inbetriebſetzung der durch die Allerhöchſten Beſtätigungs⸗ 
Urkunden vom 13. November 1865. und 25. März 1868. genehmigten Bahn⸗ 
anlagen, reſp. bis zwei Jahre nach derſelben, finden bezüglich des Verwaltungs⸗ 
rathes und der Direktion die nachfolgenden interimiſtiſchen Beſtimmungen ſtatt: 


1) Die gegenwärtig den Aufſichtsrath bildenden zehn Mitglieder und deren 
Stellvertreter treten für die Zeit des Interimiſtikums als Verwaltungs⸗ 
raths⸗Mitglieder reſp. Stellvertreter in Funktion ($$. 38. ff.). 


Die zur Zeit die Direktion bildenden ſieben Mitglieder und drei Stell⸗ 
vertreter bleiben als ſolche im Amte, und wird die Direktion nach Vor⸗ 
ſchrift des §. 48. durch Hinzutritt mindeſtens zweier beſoldeter und ſach⸗ 
kundiger von der Direktion zu wählender Mitglieder verſtärkt. Nach 
Ablauf des Interimiſtikums oder beim Ausſcheiden der ſtellvertretenden 
Direktionsmitglieder findet eine Neuwahl für die ſtellvertretenden Direk⸗ 
tionsmitglieder nicht ſtatt. 


3) Da nach H. 7. der Verwaltungsrath aus dreizehn Mitgliedern und vier 
Stellvertretern beſtehen ſoll, in der Direktion acht unbeſoldete Mitglieder 
fungiren ſollen, fo bleibt dem Verwaltungsrathe, beziehungsweise der 
Direktion, überlaſſen, ſich durch eigene Wahl bis auf dieſe Zahlen der 
Mitglieder zu vermehren, ſofern und ſoweit ein jedes dieſer Verwaltungs⸗ 
organe ſeine Vermehrung für zweckmäßig erachtet. 


Beim Ausſcheiden oder Tode eines der fungirenden Mitglieder, beziehungs⸗ 
weiſe Stellvertreter des Verwaltungsrathes, ſteht die Neuwahl für die 
Zeit des Interimiſtikums dem Verwaltungsrathe zu. 

Bei dem Ausſcheiden oder Tode eines fungirenden unbeſoldeten 
Mitgliedes der Direktion erfolgt für denſelben Zeitraum die Neuwahl 
durch die Direktion. f 


Dem hiernach für die Zeit des Interimiſtikums konſtituirten Verwaltungs⸗ 

rathe und der Direktion ſtehen alle Befugniſſe zu und liegen alle die, 
jenigen e ob, welche für dieſe Verwaltungsorgane in dem 
unterm 1. Dezember 1856. Allerhöchſt beſtätigten Statute der Oppeln⸗ 
Tarnowitzer Eiſenbahngeſellſchaft, ſowie in dem unterm 13. November 

1865. landesherrlich beſtätigten und in dem vorſtehenden Statut⸗ 

Nachtrage feſtgeſtellt ſind. 

6) Bei den bis nach dem Termin der letzten Einzahlung auf das neue 
Aktienkapital ſtattfindenden Generalverſammlungen wird das Stimmrecht 
Seitens der Aktionaire und Zeichner in folgender Weiſe geübt: 

Nur die Inhaber von Aktien, Prioritäts⸗Stammaktien, Anerkennt⸗ 

niſſen oder Quittungsbogen im Nominal⸗ beziehungsweiſe 69 
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a) bei i e n alten oder neuen iomutnfiten, 
Prioritäts⸗Stammaktien, Anerkenntniſſen oder Quittungs⸗ 
bogen im Nominal⸗ beziehungsweiſe Einzahlungsbetrage von 
5 1000 bis 10,000 Rthlr. kommt auf jede 1000 Mille Eine 
Stimme; 


p) für eine derartige Betheiligung im Betrage von mehr als 
10,0 0 Rthlr. bis zu 100,000 Rthlr. kommt auf jede 
2000 Rthlr. Eine Stimme, und ſoll für eine Betheiligung 
über 100, 900 Rthlr. hinaus ein Stimmrecht nicht geübt werden. 

ER Hiernach kommen einer Betheiligung mit 100,000 Thalern 

und mehr 55 Stimmen 1 an 


0 Bel Feſtſtellung der Beträge von Aktien, Prioritits, ee 
Anerkenntniſſen und Quitkungsbogen Behufs der Abmeſſung der 
Stimmberechtigung werden die ne Beträge mit un 

Machtgeber zuſammengerechnet. ' 


7 Wer durch Aktienzeichnen dem Unternehmen beitritt, abet fh dit 
den vom Geſellſchaftsvorſtande in Bezug auf die Erweiterung des Unter⸗ 
nehmens gehoeren Maaßnahmen, wie dieſelben andererſeits für die 
bisherigen Aktionaire gemäß der Beſchlüſse der Generalverſammlung vom 
4. Juli 1864. verbindlich ſind. 5 ; 


en 


(r. 7288.) Privilegium für das Bankhaus M. A. v. Rothſchild & Söhne zu Frank. 
furt a. M. wegen Ausgabe auf jeden Inhaber lautender Obligationen 
der Stadt Wiesbaden, Regierungsbezirks Wiesbaden, zum Betrage von 
300,000 Thalern. Vom 29. Dezember 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ar. 


Nachdem der Gemeinderath der Stadt Wiesbaden im Einverſtändniſſe mit 
dem Bürgerausſchuſſe und unter Zuſtimmung des Bezirksrathes beſchloſſen hat, 
zur Beſtreitung der Koſten der im Bau begriffenen Haupt⸗Waſſerleitung eine 
Anleihe von dreihundert Tauſend Thalern bei dem Bankhauſe M. A. v. Roth⸗ 
ſchild E Söhne zu Frankfurt a. M. aufzunehmen, und darum nachgeſucht hat, 
daß dem genannten Bankhauſe geſtattet werden möge, nach dem mit demſelben 
verabredeten Haupt⸗Darlehnsvertrage für die gedachte Anlehensſumme auf jeden 
Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene Partial⸗Obligationen des Anlehens 
der Stadt Wiesbaden ausgeben zu dürfen, ertheilen Wir in Gemäßheit des 
$. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen Ausſtellung von Papieren, welche 
eine Zahlungsverpflichtung an jeden Inhaber enthalten, und der Verordnung 
vom 17. September 1867. (Geſetz⸗Samml. S. 1518.) durch gegenwärtiges 
Privilegium dem oben gedachten Bankhauſe zur Ausſtellung von 300,000 Tha⸗ 
lern Partial⸗Obligationen des Anlehens der Stadt Wiesbaden, welche nach dem 
en Schema in 1750 Apoints, und zwar: 

1000 Apoints Littr. X. zu 100 Thaler, 

500 . Littr. B 5% 
250 5 Lite e 00 


auszufertigen, mit fünf vom Hundert jährlich, am 1. April und 1. Oktober 
jeden Jahres, zu verzinſen und, von Seiten der Gläubiger unkündbar, nach dem 


= feſtgeſtellten, auf der Rückſeite jeder Partial⸗Obligation abgedruckten Tilgungs⸗ 


plane in den Jahren 1879. bis 1904. einſchließlich mittelſt Verlooſung oder An⸗ 
kaufs der Obligationen jährlich am 1. April und 1. Oktober zu amortiſiren ſind, 
mit dem Vorbehalte der Rechte Dritter, Anſere landesherrliche Genehmigung, 
ohne jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in Anſehung ihrer Befrie⸗ 


b digung eine Gewährleiſtung Seitens des Staates zu bewilligen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. f 


Gegeben Berlin, den 29. Dezember 1868. 
(L. S.) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 
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(Stadtwappen.) 


Haupt⸗Schuldverſchreibung 
der 
Stadt Wiesbaden 
über 
dreimalhundert Tauſend Thaler 
der 17 
zu fünf Prozent | per annum verzinslich. 


Die Stadt Wiesbaden, vertreten durch ihren Gemeinderath, hat beſchloſſen, 
insbeſondere zum Zwecke der Beſchaffung der Koſten der auszuführenden Waſſer⸗ 
leitung ein Anlehen von 


Dreimalhundert Tauſend Thaler 
(Rthlr. 300,000) 


der Thalerwährung aufzunehmen, und hat hierzu die Genehmigung der Rail 
lichen Regierung zu Wiesbaden, Abtheilung des Innern, durch Reſkript d. d. 
8. Juli 1868. erhalten. N 


Nachdem in deſſen Folge die Stadt Wiesbaden dieſes Anlehen bei dem 
Bankhauſe der Herren M. A. v. Rothſchild & Söhne in Frankfurt a. M. 
kontrahirt und dieſes Bankhaus die Anlehensſumme der 300,000 Thaler baar 
und vollſtändig zur Stadtkaſſe abgeliefert hat, wird von dem unterzeichneten Ge⸗ 
meinderathe hierdurch beurkundet, daß die Stadt Wiesbaden die gedachte Summe 
dem Bankhauſe der Herren M. A. v. Rothſchild & Söhne, deſſen Rechtsnach⸗ 
folgern und Ceſſionarien ſchuldet, und wird zugleich hierdurch über den Empfang 
der Darlehensſumme in beſter Rechtsform quittirt. | 


Von Seiner Majeſtät dem Könige iſt sub dato 


das landesherrliche Privilegium zur Ausſtellung von auf jeden Inhaber lauten⸗ 


den Partial⸗Obligationen, Kupons und Talons ertheilt. 


Kraft deſſen iſt das Bankhaus der Herren M. A. v. Rothſchild & Söhne 
von uns ermächtigt, auf Grund der gegenwärtigen Haupt⸗Schuldverſchreibung 
Partial-Obligationen auf den Inhaber lautend, zum Geſammtbelaufe von 

300,000 Tha⸗ 


2 
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300,000 Thalern, in folgender Eintheilung auszufertigen und hinaus zu geben, 


nämlich: 
1000 Stück Littr. A. Nr. 1. bis 1000. zu 100 Rthlr. = 100,000 Rthlr. 
500 tr ß Nr. 1. 500. 200 100,000 = 
It Nr 1,61: .250..-:4005.  — 100,000 » 


— „„ 
im Ganzen 1750 Stück im Geſammtbetrage voern 300,000 Rthlr. 


Nach Ablauf der zehn Stillſtandsjahre ſind antizipirte und verſtärkte Rück⸗ 
zahlungen, ſowie auch die Rückzahlung des ganzen Anlehensreſtes der Stadt 
iesbaden geſtattet, nur muß in allen dieſen Fällen eine vierteljährige öffentliche 

Kundmachung, bei Theilrückzahlungen auch die Verlooſung, vorhergehen. 
Die Verlooſungen zum Behufe der Rückzahlungen werden alle halbe Jahre 


furt a. M. und in den Preußiſchen Staatsanzeiger eingerückt werden. 
Einer jeden Partial⸗Obligation werden auf Koſten der Stadt Wiesbaden 
halbjährige Zinskupons auf den Vorzeiger lautend, vorerſt für zehn Jahre, und, 
bis zur Heimzahlung einer jeden Partial⸗Obligation, auf den Vorzeiger lautende 
Talons zum Behufe der künftigen für den Inhaber koſtenfreien Erhebung weiterer 
Zinsabſchnitte beigegeben. 5 
5 Die Einlöſung der jedesmal fälligen Zinsabſchnitte, ſowie der herausge⸗ 
looſten oder gekündigten Partial⸗Obligationen erfolgt koſtenfrei für den Inhaber 
bei dem Bankhauſe der Herren M. A. v. Rothſchild & Söhne in 
Frankfurt a. M., oder nach Wahl des Inhabers auch bei der Stadt⸗ 
kaſſe in Wiesbaden, in ganzen oder doppelten Silberthalern der Thaler⸗ 
währung (des 14: oder 30⸗Thalerfußes). 
Jahrgang 1869. (Nr. 7288.) 16 Das 


ſich nach dem zu Wiesbaden geltenden Rechte, und insbeſondere nach dem Geſetze 
vom 2. Juni 1860. (Verordnungsblatt des a gad Naſſau 
Wies i 


Urkundlich der Unterſchriften und des beigedruckten Stadtſiegels. 
Wiesbaden, den .. ken „ | eee 


Der Gemeinderath der Stadt Wiesbaden. 


| 
} 
| 
| 
| 
| 
\ 
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Partial⸗Obligation 
des 
Anlehens der Stadt Wiesbaden 
om . 18 
(ausgefertigt in Gemäßheit des landesherrlichen Privilegiums vom nw 18. 
a Geſetz⸗Samml. S. .). 
Littr. ö 
von 


Wir bezeugen hierdurch, daß der Inhaber dieſer Partial⸗Obligation zu dem 
vorgedachten von der Stadt Wiesbaden bei uns kontrahirten Anlehen von 
300,000 Thalern die Summe voen Thalern der ee or 
baar einbezahlt hat und in deſſen Folge an allen Rechten aus der vorftehen 
abgedruckten e e nach dem Verhältniſſe dieſer ſeiner Ein⸗ 
zahlung Theil hat, und wir verſprechen zugleich, die Original⸗Urkunden über 
dieſes Anlehen gehörig aufzubewahren und keine derſelben aus unſerem Depoſi⸗ 
torium e zurückzugeben, ſo lange nicht alle Inhaber von Partial⸗ 
Obligationen für Kapital und Zinſen, wie auch etwa entſtehende Koſten, voll⸗ 
kommen befriedigt ſein werden. f 


In Franffurt am Main, den en 18. 
(Trockener Siegel ⸗Abdruck.) (Firma ⸗Unterſchrift des Bankhauſes.) 


a Daß der gegenwärtige Abdruck mit den Urfchriften vollkommen überein- 
e dem Inhalte der Haupt⸗Schuldverſchreibung entsprechend, nicht 


mehr als 

1000 St. Partial⸗Obligat. Littr. A. Nr. 11000. zu 100 Rthlr. — 100,000:Rthir. 
e,, ß 
J)) no. 1-- 250, 2.400... 22100000: 


zuſammen im Betrage vonn 300,000 Rthlr. 
von dem Bankhauſe der Herren M. A. v. Rothſchild & Söhne ausgefertigt 


und durch den Unterzeichneten beglaubigt worden ſind, wird hierdurch beſcheinigt. 


Wiesbaden, denten 18. 
(Trockener Stempel mit dem Der Buͤrgermeiſter. 
Stadtwappen.) (Unterſchrift.) 


7 
Anmerkung. Bei der Einlöſung einer rückzahlbaren Obligation ſind auch die nach dem 
Rückzahlungstermine fälligen Zinskupons einzuliefern, da ſonſt der Be⸗ 
trag der Eule Kupons vom Kapitale abgezogen wird. 
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ERS Rthlr. .... Sgr. 
der Thalerwährung. 


31. Dezember 18. 


Littr. WM... 


ER Thaler... Sgr. 


halbjährige, am i.. 18.. fällige Zinſen zu fünf 
Prozent per annum von Thalern Kapitalantheil 
an dem Anlehen der Stadt Wiesbaden d. ũ .... 18. 
von 300,000 Thalern der Thalerwährung werden nach Ein⸗ 
gang bei dem unterzeichneten Bankhauſe in Frankfurt 
am Main oder, nach Wahl des Inhabers, bei der 
Stadtkaſſe in Wiesbaden ausbezahlt. 


(Fakſimile der Unterſchrift des Bank⸗ 
(Trockener Kuponſtempel.) hauſes und eines Angeſtellten feines 


Kuponbüreaus.) 
Zahl. Kupon. 
Tea kon 
zu der 
Partial⸗Obligation von n , hen 
Littr,...... PR 
des 


Anlehens der Stadt Wiesbaden über 300,000 Thaler 


mit dem . ten 


i if 18 
zu fünf Prozent per annum verzinslich. 


; | Gegen Rückgabe dieſes Talons werden weitere halbjährige Zinskupons, 
mit dn 18.. anfangend, koſtenfrei ausgegeben in Frankfurt 


am Main bei dem Bankhauſe 


(Trockener Kuponſtempel.) 


8 


(Fakſimile der Unterſchrift des Bank⸗ 
hauſes und eines Angeſtellten ſeines 


ur Erhebung der weiteren Kupons genügt Kuponbüreaus.) 
die Talon allein, ohne die Obligation 
Den Obligationen, welche zur Einlöſun 
kommen, muß dieſer Talon nebſt allen noch 
nicht fälligen Zinsabſchnitten beigefügt werden. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Kinigihen Geheimen Ober» Hofbuhbrutkre 
eder), 


(R. v. 


